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Déi Gréng erheben
schwere Vorwürfe gegen

daspsychiatrische
KrankenhausEttelbrück:
Sie glauben, dassdort
massivPatientenrechte

verletzt wurden undfordern
eine Untersuchung

der Menschenrechts-
kommission.

Nichts hören, nichts sehen,
nichts sagen. Trifft das berühm-
te Bild der drei Affen auf das
neuro-psychiatrische Kranken-
haus Ettelbrück (CHNP) zu? Die
Fragestellt sichnacheiner Pres-
sekonferenz von Déi Gréng zur
Situation der Luxemburger Psy-
chiatrie. Die Oppositionspartei
hat "schwere Funktionsstörun-
gen" i m CHNP festgestellt. Sie
bezieht sich dabei unter ande-
remauf einen Brief, den der Ver-
waltungsrat des CHNP bereits
am 30. September vergangenen
Jahres an die Belegschaft ge-
schrieben hatte. Darin mahnte
der Verwaltungsrat an, "que les
personnes résidentes ou soi-
gnées au CHNP soient traitées
dignement et selon les bonnes
pratiques professionnelles".
Und dies wohl aus gutem

Grund: Nochi mmer läuft ein Er-
mittlungsverfahren gegen einen
Angestellten der Behindertenab-
teilung. Er soll i mSommer ver-
gangenen Jahres einem behin-
derten Insassen von Ettelbrück
einen WurmzumEssen gegeben
haben, woraufhin die Direktion
ein disziplinarisches Verfahren
gegen den Pfleger einleitete. Ein
klarer Verstoß gegen die Men-
schenrechte. Das bestätigte
auch Jean-Marie Spautz. Der Di-
rektor des CHNP rechtfertigt i m
Gespräch mit der woxx aber,
dass der Patient das nicht als
menschenverachtend erlebt ha-
be: "Das erleben nur wir mit un-
serer normalen Intelligenz so."

Dochauch wennSpautz und der
zuständige Staatsanwalt Jean
Bour in Diekirch betonen, es
handele sichlediglich umeinen
Einzelfall - der Brief des Verwal-
tungsrates ist i mPlural gesetzt:
Von "certains événements ces
derniers temps ont leu lieu au
CHNP, mettant en cause le
respect fondamental des droits
del'homme" undvoneinem"ris-
que de maltraitance du CHNP"
ist darindie Rede.
Auch diei mHerbst ins Leben

gerufene, grüne Arbeitsgruppe
"Santé mentale", die sichaus Ex-
perten und Betroffene aus der
Psychiatrie zusammensetzt,
sieht weiterefundamentale Men-
schenrechte verletzt. Die grüne
Politikerin Marthy Thull kriti-
siert vor allemdie nach wie vor
gängige Praxis, PatientInnen zu
fixierenundzuisolieren. Fixierte
Patienten werden mit Hand- und
Fußschnallen ans Bett gefesselt;
bei der Isolierung werden siein
ein Einzelzi mmer gesteckt. "Es
fehlen Kriterien, wann, durch
wen und wie lange solche
Zwangsmaßnahmen durchge-
führt werden dürfen", so Thull.
Es komme vor, dass auch Min-
derjährigein derIsolierzellelan-
den - für die verängstigten Ju-
gendlichen oftmals eine "trau-
matische Erfahrung".

Schwierige Grauzone
Die Frage allerdings, wann

Zwangsmaßnahmen angebracht
sind, ist nicht i mmer einfach zu
beantworten. ExpertInnen sa-
gen, sie dürfen nur angewandt
werden, wenn alle anderen
zwangsfreien Mittel gegen ag-
gressive und gewalttätige Insas-
senversagt haben. Zudemmüss-
ten sie sorgfältig dokumentiert
und vom Arzt genehmigt wer-
den. "Im Notfall hat der Pfleger
aber auch das Recht zu handeln
und danach zu dokumentieren
undzuinformieren", fügt Spautz
hinzu. Etwa wenn unmittelbare
Verletzungsgefahr für den Pati-
enten oder das Personal be-
stehe. Für den unwissenden Pa-
tienten entsteht aber eine Grau-
zone, denn wer garantiert ihm,
dass Pfleger nicht zu früh oder
unverhältnismäßig eingreifen,
und der Arzt auch wirklichrich-
tig entscheidet? "Der Patient hat
ja das Recht, sich zu beklagen",
sagt Spautz. Dass es wegen der-
artiger Zwangsmaßnahmen bis-
her zu keinemjuristischen Ver-
fahren gekommen sei, erklärt
der Direktor mit der "geringen
Gewalt" in seiner Einrichtung
und der "Professionalität" des
medizinischen Personals. Auf
woxx-Nachfrage, wie oft Fixie-
rung undIsolierung bisherin Et-
telbrück angewendet wurden,
konnten jedoch weder Spautz
nochder Präsident der zuständi-
gen Kontrollkommission Paul
Konsbruckkonkrete Zahlen nen-
nen. Sicherist aber: Die Notmaß-
nahmendauernhäufiglänger als
24 Stunden; auch Jugendliche
sinddavonbetroffen.
In der Kritik steht die

Zwangseinweisung im Allgemei-
nen. Laut der Gesetze von 1988
und 2000 kann ein Patient nur
dann vomVormund, Familienan-
gehörigen, den Bürgermeiste-
rInnen, der Polizei, der Staatsan-
waltschaft oder demGericht ein-
gewiesen werden, wenn er oder

sie durch aggressives Verhalten
die öffentliche Ordnung stört
oder aber die eigene oder die Si-
cherheit anderer gefährdet. Tat-
sächlich ist bei der Hälfte aller
Zwangseinweisungen die Stö-
rung der Ordnung der Grund;
rund40 Prozent habenFamilien-
angehörige veranlasst. Oft
taucht in den Einweisungspapie-
renaber überhaupt kein berech-
tigter "Dritter" auf, sodass ver-
schiedene Platzierungen recht-
lich fragwürdig sind. Das jeden-
falls stellt ein Bericht der Euro-
päischen Kommission für Ge-
sundheit- und Verbraucher-
schutz vomMai 2002fest.

Und das Patientenrecht?
Die EU-Kommission bemän-

geltinihremBericht zudem, wie
nach der gesetzlichen 15 bis
30-tägigen Beobachtungsphase
mit Zwangseingewiesenen ver-
fahren wird: "Again, there is no
systematiclegal procedure after
the observation period, which
might eventually prevent abusi-
ve placements." Obwohl mit der
unfreiwilligen Platzierungfunda-
mentale Menschenrechte be-
rührt sind - es handelt sich
schließlichumFreiheitsentzug-,
bleiben mehr als 20 Prozent der
300 bis 400 Eingewiesenen pro
Jahr i m CHNP länger als einen
Monat dort. "Es ist klar, dass es
Sinn machen würde, die Beob-
achtungsperiode von vier oder
fünf Wochen auf einige Tage zu
reduzieren", räumt Direktor
Spautz ein. Weniger Probleme
hat der Leiter aber offenbar da-
mit, dass zwangsweise und frei-
willige PatientInnen in Ettel-
brück auf denselben Station un-
tergebracht sind. Dabei schreibt
das 1988er-Gesetz in Artikel 38
eine Trennung ausdrücklich vor.
Das Ministerium habe dies ak-
zeptiert, sagt Spautz.
Offenbarist das nicht der ein-

zige Punkt, den das Ministerium
in puncto Psychiatrie hinnimmt.
Die Sorge über mögliche Men-
schenrechtsverletzungen i m
CHNPkannGesundheitsminister
Carlo Wagner (DP) nicht nach-
vollziehen. Inseiner Antwort auf
eine Anfrage des Abgeordneten
Mars di Bartolomeo vom Okto-
ber bescheinigte der Minister
dem Conseil d'administration
des CHNPjedenfalls gute Arbeit.
Dass die Grünen mitihrer Forde-
rung nach einer Untersuchung
der Ettelbrücker Vorfälle durch
die Gesundheitskommissionund
die nationale Menschenrechts-
kommission Erfolg haben wer-
den, ist deshalb wenig wahr-
scheinlich.
Derweil lässt die versproche-

ne Umstrukturierung des Ettel-
brücker Krankenhauses in ein
Rehabilitationszentrum weiter
auf sich warten. Und auch der
angekündigte Ausbau der psy-
chiatrischenAbteilungender all-
gemeinen Krankenhäuser, die
künftig auch Zwangseingewiese-
ne aufnehmen sollen, stockt.
Von einer Strukturreformhin zu
einer dezentralisierten regiona-
len Psychiatrie, wie sie die Häf-
ner-Studie aus dem Jahr 1991
vorsahunddiesogari mGesund-
heitsministerium bis Ende 1999
noch diskutiert wurde, ist inzwi-
schen kaum mehr die Rede.
Nicht mal vor den Wahlen.

Ines Kurschat

Cattenomleckt, Infoflussstockt
I n Trier wird der Ernstfall zunächst nur geprobt. Aber
kei ne zwei Wochen später hei ßt es dann tatsächlich:
Cattenomleckt. Wie auf der I nternetseite desfranzösi-
schen Betreibers EDF zu lesen ist, kam es bereits am
12. Februar i m Atomkraftwerk am Dreiländereck zu
"i nneren Kontaminati onen", was konkret hei ßt: Radio-
aktive Strahlen si nd ausgetreten. Drei Mitarbeiter wur-
den dabei verstrahlt. Sie hätten zehn Prozent der zu-
lässi gen jährlichen Strahlendosis abbekommen, wobei
zu beachten ist, dass die Latte i n Frankreich höher
liegt als zum Beispiel i n Deutschland. Franzosen dür-
fen mit 35 Millisievert bestrahlt werden, während die
Deutschen 20 Millisievert bereits als viel erachten.
Auch wenn es sich nach Aussagen offizieller Kreise
"nur" umei nen Zwischenfall handelte - dass radioakti-
ve Strahlen vor Ländergrenzen kei nen Halt machen,
hat auch der deutsche Katastrophenschutz begriffen.
Deswegen hatten sie zwei Wochen vor demZwischen-
fall den grenzüberschreitenden Ernstfall geprobt. Vor-
läufi ges Resultat i hrer Übung: Der I nformati onsfl uss
aus Frankreich sei unzureichend. Das bemängelte zu-
mindest der Chef der Aufsichts- und Dienstleistungs-
direkti on (ADD) i n Trier. Na, hallel uja. Stockte der
I nfofl uss bei m Cattenomer "Zwischenfall" dann etwa
auch?

Unfallstatistik: Weniger leere Stühle
I n Luxemburg geht die Zahl der Verkehrstoten tat-
sächlich zurück. Transportminister Grethen hat die ak-
tuellen Daten für das Jahr 2003 veröffentlicht. Dem-
nach kamen auf den Straßen des Großherzogtums
i nsgesamt 53 Menschen ums Leben. Das si nd neun
Tote weniger als noch 2002. Weniger Unfälle gab es
damit aber noch lange nicht. I m Gegenteil: Waren es
ei n Jahr zuvor noch insgesamt 8.016, stieg die Zahl
i m vergangenen Jahr um 0,8 Prozent. Von Entwar-
nung daher keine Spur. Das fi ndet auch die "Associati-
on nati onale des victi mes de la route" (AVR). An dem
Tag, an dem die Zahlen veröffentlicht werden, stellt
sie alljährlich so viele leere Stühle auf der Place Clai-
refontai ne auf wie es Verkehrstote gab. Mit dieser Ak-
tion möchte die AVR"die Toten visualisieren". So kön-
ne man verfol gen, wie weit Luxemburg sich sei nem
gesetzten Ziel nähert, die Zahl der schweren Unfälle
bis 2010 zu hal bieren. Sehr löblich, nur wird die AVR
dieses Ziel ganz besti mmt nicht erreichen, wenn sie
sich verzählt. Auf demPlatz standen nämlich 55 Stüh-
le statt der 53 amtlich gezählten Verkehrstoten. Diese
Dramatisierung der Zahlen wird das Transportministe-
ri um der Association aber wohl nicht allzu übel neh-
men. Warum sollte die woxx das dann tun? Also, I hr
Luxemburger Raser, gebt Gas. Das Ziel rückt näher.

Premier geht doch
Geht er, oder geht er nicht? Die ei nen behaupten: Ja,
er geht, die anderen dementieren. Die woxx weiß es
besser. Er geht. Und zwar nicht nach Brüssel. Nei n,
nach Luxemburg. Ganz genau. Der Maju-Sonderpreis
geht dieses Jahr an Luxemburgs Premierminister
Juncker. Dieser Preis wird jährlich von einem Zusam-
menschl uss Trierer Journalisten vergeben und ist
nach ei genen Angaben einer der bedeutendsten Medi-
enpreise i n Rhei nland-Pfalz. Wenn das kei ne Ehre ist?
Die Jury begründet i hre Entschei dung mit Junckers
"außerordentlichem Einsatz für das Zusammenwach-
sen Europas". Der l uxemburgische Regierungschef sei
" mit sei nem humorvollen Auftreten und sei ner geleb-
ten Freundschaft mit Deutschland ein Beispiel für das
neue Europa".
Und wir wissen noch etwas besser: Er wird doch ge-
hen, unser Herr Juncker. Nicht nach Brüssel, nicht
nach Straßburg, ja nicht ei nmal nach Trier. Nei n, er
geht nach Konz. Dort ist am Sonntag nämlich die
Preisverlei hung. Die woxx gratuliert. Ei n wahrer Euro-
päer, unser Premierminister.
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Funktionsstörungen

Ist die Ettelbrücker Psychiatrie der Mülleimer der Nation, fragt sich
MarthyThull von Déi Gréng. (Foto: Archiv)


